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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 RS 72/11 B 
 
L 5 RS 318/10 (Sächsisches LSG) 
S 24 R 1848/08 (SG Dresden) 
 
 
 
…………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………,  
   
  
   
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund 
- Versorgungsträger für die Zusatzversorgungssysteme -, 
Hirschberger Straße 4, 10317 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 15. Mai 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k  

und   K a r m a n s k i   

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Sächsischen Landessozialgerichts vom 12. Juli 2011 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 12.7.2011 hat das Sächsische LSG einen Anspruch des Klägers auf Feststellung 

der Zeit vom 1.6.1986 bis zum 30.6.1990 als Zeit der Zugehörigkeit zur zusätzlichen Altersver-

sorgung der technischen Intelligenz (AVItech) sowie der in diesem Zeitraum erzielten Entgelte 

verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde 

zum BSG eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der 

Erfordernisse des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a 

Abs 4 S 1 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN).  

 

Der Kläger hält folgende Frage für grundsätzlich bedeutsam: 

 "Erfüllt ein Ingenieur, der als Lehrobermeister im Ingenieurbaubetrieb der Deutschen 
Reichsbahn beschäftigt war, die sachliche Voraussetzung für einen fingierten Anspruch 
auf Erteilung einer Versorgungszusage im Sinne des § 1 VO-AVItech i.V.m. § 1 Abs. 1 der 
2. DB zur VO-AVItech?" 
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Eine Rechtsfrage ist dann nicht klärungsbedürftig, wenn die Antwort praktisch außer Zweifel 

steht, sich zB unmittelbar aus dem Gesetz ergibt oder bereits höchstrichterlich geklärt ist. Als 

höchstrichterlich geklärt ist eine Rechtsfrage auch dann anzusehen, wenn das Revisionsgericht 

bzw das Bundesverfassungsgericht diese zwar noch nicht ausdrücklich entschieden hat, jedoch 

schon eine oder mehrere höchstrichterliche Entscheidungen ergangen sind, die ausreichende 

Anhaltspunkte zur Beurteilung der von der Beschwerde als grundsätzlich herausgestellten 

Rechtsfrage geben (vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 8 S 17). Im Hinblick hierauf muss in der 

Beschwerdebegründung unter Auswertung der Rechtsprechung des BSG zu dem Problemkreis 

substantiiert vorgetragen werden, dass das BSG zu diesem Fragenbereich noch keine Ent-

scheidung gefällt oder durch die schon vorliegenden Urteile die hier maßgebende Frage von 

grundsätzlicher Bedeutung noch nicht beantwortet hat (Krasney/Udsching, Handbuch des sozi-

algerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 183 mwN).  

 

Liegen bereits höchstrichterliche Entscheidungen zu dem angesprochenen Problemkreis vor, 

hat der Beschwerdeführer darzutun, dass trotz dieser noch oder wieder Klärungsbedürftigkeit 

besteht. Hierzu hat er aufzuzeigen, in welchem Umfang, von welcher Seite und mit welcher 

Begründung der Rechtsprechung widersprochen werde bzw die Beantwortung der Rechtsfrage 

umstritten sei (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51). Dasselbe gilt für die Behauptung, dass neue 

erhebliche Gesichtspunkte zu berücksichtigen seien, die zu einer über die bisherige Erörterung 

hinausgehenden Betrachtung der grundsätzlich bereits entschiedenen Rechtsfrage führen 

könnten und die Möglichkeit einer anderweitigen Entscheidung nicht offensichtlich 

ausschlössen (vgl hierzu BSG SozR 3-4100 § 111 Nr 1 S 2 mwN; s auch Leitherer in Meyer-

Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 160 RdNr 8b). Diesen Anforderungen wird die 

Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Im Zusammenhang mit der o.g. Frage erwähnt die Beschwerdebegründung selbst das Urteil 

des BSG vom 18.10.2007 - B 4 RS 17/07 R - (SozR 4-8570 § 1 Nr 14). Darin ist das Gericht zu 

dem Ergebnis gelangt, dass für die Prüfung der sachlichen Voraussetzung von der erworbenen 

Berufsbezeichnung iS der 2. DB auszugehen und zu fragen ist, ob der Versicherte im Schwer-

punkt eine diesem durch die Ausbildung und die im Ausbildungsberuf typischerweise gewonne-

nen Erfahrungen geprägten Berufsbild entsprechende Tätigkeit ausgeübt hat. Setzt die Wahr-

nehmung der konkreten Arbeitsaufgabe solche beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten voraus, 

wie sie bei dem Studium bzw der Ausbildung zu einem Beruf iS des § 1 Abs 1 der 2. DB erwor-

ben werden, ist die sachliche Voraussetzung regelmäßig erfüllt, während sie bei einem im 

Wesentlichen berufsfremdem Einsatz regelmäßig nicht erfüllt ist (BSG, aaO, RdNr 44). 

 

Schon dass nicht bereits hiervon ausgehend eine Beantwortung der aufgeworfenen 

Rechtsfrage möglich wäre, legt die Beschwerdebegründung nicht schlüssig dar. Die bloße 

Wiedergabe von Sätzen aus dem Urteil vom 18.10.2007 genügt hierfür jedenfalls nicht. Erst 
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recht fehlt jede Auseinandersetzung mit der Entscheidung des BSG vom 31.3.2004 - B 4 RA 

31/03 R (Juris) -, obwohl dort gerade verneint worden war, dass der zur Führung des Titels 

"Ingenieur" befugte Kläger durch seine Tätigkeit als Lehrkraft im Schulungszentrum eines VEB 

die sachliche Voraussetzung für die Einbeziehung in das Versorgungssystem der AVI erfüllt 

habe. Dass diese Entscheidungen später in Rechtsprechung und Fachliteratur Widerspruch 

erfahren haben und deshalb möglicherweise erneut Klärungsbedürftigkeit eingetreten sein 

könnte, behauptet der Kläger nicht einmal. 

 

Soweit der Beschwerdeführer darüber hinaus rügt, das Berufungsgericht sei ohne weitere 

eigene Ermittlungen zu einer von derjenigen des SG abweichenden Beurteilung der Sachlage 

gekommen, ist auch die hierin der Sache nach liegende Rüge eines Verfahrensfehlers nicht 

zulässig. Die Beweiswürdigung des LSG kann von vorneherein nicht angegriffen werden. Die 

Rüge eines Verstoßes gegen § 103 SGG hätte die Benennung eines Beweisantrages im hier 

maßgeblichen Sinne der ZPO erfordert (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG). 

 

Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, da sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG.  
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